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Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen für die Abwasserbeseitigung in der Stadt 

Königslutter am Elm (Abwasserbeitragssatzung Stadt Königslutter) 
 

 
Aufgrund der zwischen der Stadt Königslutter am Elm und den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben abgeschlossenen Zweckvereinbarung vom 11.12.2015 und des abgeschlos-
senen begleitenden öffentlich-rechtlichen Vertrages vom 11.12.2015, der §§ 10, 58, 111 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 
(Nds. GVBl. S. 434) und der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes (NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl S. 41), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 17.09.2015 (Nds. GVBl S. 186) und des § 6 Abs. 1 des Niedersäch-
sischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (Nds.AGAbwAG) i. d. F. vom 
24.03.1989 (Nds. GVBl S. 69) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl S. 
701) hat der Verwaltungsrat der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe – Kommunale Anstalt 
des öffentlichen Rechts der Stadt Wolfsburg (WEB) in seiner Sitzung vom 06.11.2015 diese 
Satzung beschlossen.  
Der Rat der Stadt Königslutter am Elm hat dieser Satzung mit Beschluss vom 10.12.2015 
zugestimmt. 
 
 

 

§ 1  

Allgemeines 
 
(1) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe betreiben nach Maßgabe der Abwasserbeseiti-

gungssatzung zur Beseitigung des in der Stadt Königslutter im Entsorgungsgebiet anfal-
lenden Abwassers (Schmutzwasser, Niederschlagswasser) 

 
a) eine rechtlich selbständige Anlage zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung  

 
 b)  eine rechtlich selbständige Anlage zur zentralen Niederschlagswasserbe- 

seitigung  
 
 als jeweils eine öffentliche Einrichtung. 
 
(2) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe erheben nach Maßgabe dieser Satzung  
 

a) Beiträge zur Deckung ihres Aufwandes für die jeweilige öffentliche Abwasser-
beseitigungseinrichtung einschließlich der Kosten für den ersten Anschlusskanal, 

 
 b) Kostenerstattungen für Anschlusskanäle nach Maßgabe des § 5 Abs. 4. 
 
(3) Der Anschlusskanal ist die Verbindung zwischen der Grundstücksentwässerungsanlage 

und einem Abwassersammelkanal. 
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§ 2 

Grundsatz 
 
(1) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe erheben, soweit der Aufwand nicht durch Ab-

wassergebühren oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung und Anschaf-
fung der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen Abwasserbeiträge zur Abgel-
tung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaft-
lichen Vorteile. 

 
(2) Die Erhebung von Abwasserbeiträgen für die Erweiterung, Verbesserung und Erneue-

rung der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen kann durch gesonderte Sat-
zung bestimmt werden. 

 
 

§ 3 

Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die jeweilige öffentliche Abwasser-

beseitigungseinrichtung angeschlossen werden können und für die  
 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen, 
 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver-
kehrsauffassung Bauland sind und baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen, 
 

 c) bereits eine bauliche oder gewerbliche Nutzung besteht. 
 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung tatsächlich an-

geschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 

 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im Sinne des Grundbuch-

rechtes. Mehrere Grundstücke gelten dann als ein Grundstück, wenn sie nur gemein-
sam bebaubar bzw. wirtschaftlich nutzbar sind. 

 
 

§ 4 

Beitragsmaßstab 
 
(1) Der Abwasserbeitrag wird nach der Fläche berechnet, die sich bei der Schmutzwasser-

beseitigung durch Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit der Geschoßflächenzahl 
und bei der Niederschlagswasserbeseitigung durch Vervielfältigung der Grundstücks-
fläche mit der Grundflächenzahl ergibt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt 
 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der  
 Bebauungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht, 
 

b) bei Grundstücken, die über die Grenze eines Bebauungsplanes hinausreichen, die 
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist, 



 
 

Abwasserbeitragssatzung Stadt Königslutter  Seite 3 von 8 
 

 
c) bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan nicht besteht und die vollständig in-

nerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Gel-
tungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstückes,  

 
d) bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan nicht besteht und die teilweise im Au-

ßenbereich und teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteilen (§ 
34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, 
die Gesamtfläche des Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche zwischen der 
jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Paral-
lelen; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen 
zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwi-
schen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 
m dazu verlaufenden Parallelen, 

 
e) bei Grundstücken, die über die sich nach a), b) oder d) ergebenden Grenzen hinaus 

bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßen-
grenze oder im Falle von d) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer 
Parallelen hierzu, die in einer der übergreifenden Bebauung oder übergreifenden ge-
werblichen Nutzung entsprechenden Tiefe verläuft, 

 
f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur un-

tergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 
Absatz 4 BauGB, tatsächlich so genutzt werden (z. B. Schwimmbäder, Camping-, 
Sport- und Festplätze - nicht aber Friedhöfe), 75 % der Grundstücksfläche, 

 
g) bei Grundstücken, die im Bebauungsplan als Friedhof ausgewiesen sind oder die in-

nerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Gel-
tungsbereich einer Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB oder im Außenbereich (§ 35 
BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die Abwasser-
beseitigungseinrichtung angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflä-
chenzahl 0,2, höchstens jedoch die Fläche des Buchgrundstückes, 

 
h) bei allen anderen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grund-

fläche der an die Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossenen Baulichkeiten 
geteilt durch die Grundflächenzahl 0,15, höchstens jedoch die Fläche des Buch-
grundstückes. 

 
In den Fällen der Buchst. g) und h) wird die so ermittelte Fläche diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, daß ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außen-
wänden der Baulichkeiten verlaufen. 
 

(3) Die Geschoßflächenzahl ergibt sich aus dem Bebauungsplan. 
 
 Für Grundstücke, für die im Bebauungsplan anstelle einer Geschoßflächenzahl eine 

Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt als Geschoßflächenzahl 1/4 der Baumassenzahl. 
 
 Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht aufgrund einer Ausnahme oder Be-

freiung eine höhere Geschoßflächenzahl zugelassen oder vorhanden, ist diese zu-
grunde zu legen. 
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 Liegt kein Bebauungsplan vor, oder lässt sich aus seinen Festsetzungen keine Ge-
schoßfläche errechnen, bestimmt sich die Geschoßflächenzahl aus den Werten der fol-
genden Tabelle 

 
  GFZ 
 
 a) sonstig genutzte Grundstücke ohne, oder  

mit nur untergeordneter Bebauung  
(z. B. Schwimmbäder, Sportplätze, 
 Campingplätze, Friedhöfe) 0,3 
 

 b) gewerblich genutzte Grundstücke 
ohne Bebauung 0,3 
 

 c) selbständige Garagen- und Stell- 
platzgrundstücke 0,3 
 

 d) alle übrigen Grundstücke 
 

bei 1 Vollgeschoß 0,3 
bei 2 Vollgeschossen 0,5 
bei 3 Vollgeschossen 0,7 
bei 4 oder mehr Vollgeschossen 0,9. 
 

 Maßgebend bei Anwendung der Tabelle ist bei den bebauten Grundstücken die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. 
 
Bei unbebauten Grundstücken werden Art der Nutzung und Zahl der Vollgeschosse 
nach der überwiegenden Grundstücksnutzung und überwiegenden Geschoßzahl in der 
näheren Umgebung (§ 34 BauGB) bestimmt. 
 
Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Voll-
geschosse sind. Entspricht kein Geschoß den dortigen Mindestanforderungen, so gilt 
das Grundstück als eingeschossig bebaut. Ist die Geschoßzahl wegen der Besonder-
heiten des Bauwerkes nicht feststellbar, werden je angefangene 2,20 m - bei industriell 
genutzten Grundstücken 2,80 m - Höhe des Bauwerks ein Vollgeschoß gerechnet. 
 

(4) Als Grundflächenzahl gelten 
 

1. soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Grundflä-
chenzahl. 
Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht aufgrund einer Ausnahme oder 
Befreiung eine höhere Grundflächenzahl zugelassen oder vorhanden, ist diese zu-
grunde zu legen, 

 
2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder eine Grundflächenzahl darin nicht festge-

setzt ist, die folgenden Werte: 
 
a) Wochenendhaus-, Kleinsiedlungs- und 
 Campingplatzgebiete 0,2 
 
b) Wohn- und Ferienhausgebiete 0,4 
 
c) Dorf- und Mischgebiete 0,4 
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d) Gewerbe-, Industrie- und Sonderge- 
 biete gem. § 11 Baunutzungsverordnung 0,8 
 
e) Kerngebiete 1,0 
 
f) selbständige Garagen- und Einstell- 
 platzgrundstücke 1,0 
 
g) Sportplatzgrundstücke 0,8 
 
h) Schwimmbadgrundstücke 0,2 
 
i) Friedhofsgrundstücke (auch wenn sie im 
 Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen) 0,2 
 
j) andere Grundstücke im Außenbereich 
 (§ 35 BauGB) 0,15. 
 
Die Gebietseinordnung richtet sich für Grundstücke, 
 
a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach den Festsetzungen 

des Bebauungsplanes, 
 
b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), 

nach der vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung. 
 
(5)  Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 2 a) oder 
 § 7 BauGB-Maßnahmen liegen, sind zur Ermittlung des Beitrags die Vorschriften ent-

sprechend anzuwenden, wie sie bestehen für: 
 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind, 

 
b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB), wenn in der Satzung kei-

ne Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind.  
 
 

§ 5 

Beitragssatz 
 
 
(1) Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung der öffentlichen zentralen Abwas-

serbeseitigungsanlagen beträgt bei 
      ab 01.01.2002 bis 31.12.2001
  

a) der Anlage zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung  
nach § 1 Abs. 1 a)    € 7,10/m² DM 13,89/m² 

b) der Anlage zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung 
       nach § 1 Abs. 1 b)        € 6,30/m² DM 12,32/m². 
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(2) Der Abwasserbeitrag ist auf volle DM bzw. Euro abzurunden. 
 
(3) Unberührt vom § 4 bleiben Vereinbarungen, nach denen der Anschlussnehmer zusätzli-

che Aufwendungen der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe zu tragen hat, die durch die 
besondere Lage des Grundstückes oder durch Mängel und Beschaffenheit der einzulei-
tenden Abwässer oder aus sonstigen technischen und betrieblichen Gründen erforderlich 
werden. 

 
(4) Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die 

Kosten für die Unterhaltung von zusätzlichen Anschlüssen hat der Anschlussnehmer 
den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben in der tatsächlich entstandenen Höhe zu er-
statten. 
Die Vorschriften der §§ 6, 8 und 9 geltend entsprechend. 

 
 

§ 6 

Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-

tümerin oder Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet, so ist anstelle der Eigentümerin oder des Eigentümers die Erbbaube-
rechtigte oder der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.  

 
Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümerin-
nen oder Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 

Entstehung der Beitragspflicht 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Herstellung der betriebsfertigen öffentlichen zentra-

len Abwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück einschließlich der Fertigstellung 
der Anschlusskanäle für das Grundstück. 

 
(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss 

der auf dem Grundstück vorhandenen Baulichkeit. 
 
(3) Die Kostenerstattungspflichten gem. § 5 Abs. 4 entstehen mit Beendigung der erstat-

tungspflichtigen Maßnahme. 
 

 

§ 8 

Vorausleistungen 
 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, 
sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab erhoben. § 6 gilt entsprechend.  
Eine entrichtete Vorausleistung wird bei der Erhebung des endgültigen Beitrages gegenüber 
dem endgültigen Beitragsschuldner verrechnet. 
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§ 9 

Veranlagung und Fälligkeit 
 

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig, sofern im Bescheid kein anderer Fälligkeitszeitpunkt bestimmt ist. Das 
gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 
 

§ 10 

Ablösung durch Vertrag 
 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 

durch Vertrag vereinbart werden. 
 
(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 bestimmten Beitrags-

maßstabes und des in § 5 bestimmten Beitragssatzes zu ermitteln. 
 
(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 

§ 11 

Auskunftspflicht 
 
(1) Die Beitragspflichtigen und ihre Vertreter haben den Wolfsburger Entwässerungsbetrie-

ben jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Beiträge erfor-
derlich ist. 

 
(2) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können an Ort und Stelle ermitteln. Die nach 

Absatz 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem 
erforderlichen Umfange zu helfen. 

 
 

§ 12 

Anzeigepflicht 
 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist den Wolfsburger Entwässe-

rungsbetrieben sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats 
schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Beiträge beein-

flussen, so hat der Beitragspflichtige dies unverzüglich den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn sol-
che Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
 

§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 
 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder 

leichtfertig 
 

1. entgegen § 11 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderli-
chen Auskünfte nicht erteilt, 
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 2. entgegen § 11 Abs. 2 verhindert, dass die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe an 
    Ort und Stelle ermitteln können und die dazu erforderliche Hilfe verweigert, 

 
 3. entgegen § 12 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht  

innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 
 

 4. entgegen § 12 Abs. 2 nicht schriftlich anzeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück  
vorhanden sind, die die Berechnung der Abgabe beeinflussen, 
 

5. entgegen § 12 Abs. 2 die Neuschaffung, Änderung oder Beseitigung solcher Anlagen 
nicht schriftlich anzeigt. 

 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu € 10.000,00 geahndet werden. 

 
 

§ 13  

Inkrafttreten  
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gemäß Beschluss des Rates der Stadt Königs-
lutter am Elm vom 10.12.2015 tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die 
Abwasserbeseitigung in der Stadt Königslutter am Elm vom 21.12.2001  gleichzeitig außer 
Kraft. 
 
 

 
 
Wolfsburg, 14.12.2015 
 
 
 
Der Vorstand 
 
 
gez.  Dr. Meier 
 
 
Dr. Meier 
 
Veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt Nr. 47 vom 21.12.2015


